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Editorial
Es ist symptomatisch: Der neue 
Erlass zur Postordnung heisst 
wie eh und je Postgesetz statt 
Postmarktgesetz. Das wäre  
bedeutungslos, wenn der Inhalt 
des Gesetzes nicht genau diesen 
heimatschützerischen Geist wider-
spiegeln würde. Der Schweizeri-
schen Post werden weiterhin alle 
Privilegien gewährt, während die 
privaten Anbieter das Nachsehen 
haben. Die Befürworter von mehr 
Wettbewerb und die Vertreter der 
Kunden wurden zwar vom UVEK 
in eine Kommission aufgebo-
ten, allerdings fand keiner ihrer 
Vorschläge Gehör. Eine reine Ali-
biübung! Das Parlament ist nicht 
zu beneiden, wenn es aus dieser 
mutlosen Vorlage ein griffiges, 
wirksames Gesetz machen will, 
das Anreize für Investitionen und 
neue Arbeitsplätze schaffen kann. 
Kosmetik genügt hier in keiner 
Weise.

Peter Sutterlüti, Präsident

Mit dem neuen Postgesetz Wirkung 
im Markt und bei den Kunden erzielen!
Das vom Bundesrat ausgearbeitete Postge-
setz bewirkt in der vorliegenden Form keine 
Änderung in der heutigen Wettbewerbs- 
situation. Unter diesen Voraussetzungen 
besteht auch keine Veranlassung, die Post 
in eine Aktiengesellschaft umzuwandeln. 
Das Postgesetz muss daher deutliche Kor-
rekturen erhalten, damit die Kunden auch 
bei der Briefpost vom Wettbewerb profitie-
ren können und die Qualität im Postmarkt 
auf einem hohen Niveau bleibt. 

Nachfolgend zeigt KEP&Mail in vier Schlüssel-
bereichen auf, was getan werden müsste, um 
das Postgesetz zu einem wirkungsvollen Ge-
setz im Interesse und zum Vorteil der Kunden 
zu entwickeln.

1. Der integrale Zugang zu den Dienstleis-
tungen der Post dient allen – auch der An-
gebotsverbesserung in ländlichen Regionen

Der Vorschlag der ständerätlichen Verkehrs-
kommission, eine freiwillige, kommerzielle 
Regelung ohne gesetzliche Zugangspflicht 
und ohne den Regulator als Schiedsrichter ins 
Gesetz aufzunehmen, ist untauglich und wir-

kungslos. Ebenso wenig nützt die Beschrän-
kung auf die Postfächer wie im Artikel 5 des 
Bundesratsvorschlags vorgesehen. KEP&Mail 
hat die kommerzielle Regelung mit der Post 
im Paketbereich bereits durchexerziert und 
leider keine befriedigenden Vereinbarungen 
treffen können, von der Anfechtbarkeit ganz 
zu schweigen. 
Notwendig ist eine Bestimmung, die den  Zu-
gang auf allen Stufen, d.h. Annahme bei den 
Poststellen, Transport, Sortierung, Hauszu-
stellung, Postfach, gesetzlich vorschreibt.
Diese auf die ganze Wertschöpfungskette ver-
teilten Postinfrastrukturen gehören nicht der 
Post allein, sondern sind «Staatserbe» und 
daher zu marktmässigen Bedingungen auch 
den anderen Dienstleistern zur Verfügung zu 
stellen. Desgleichen sind die privaten Dienst-
leister von der Post als Geschäftskunden zu 
akzeptieren, d.h., dass diese für die gebün-
delte Aufgabe von Sendungen verschiedener 
Kunden dieselben Preise und Rabatte erhal-
ten wie ein Geschäftskunde. Dieser Grundsatz 
muss im neuen Gesetz verankert werden.

Der Zugang zu den Poststellen und zur Haus-
zustellung wirkt sich direkt auf die Vielfalt der 
Versorgung mit Postdienstleistungen aus. 
Dadurch wird ermöglicht, dass in Poststellen 
peripherer Regionen auch Angebote anderer 
Dienstleister wie z.B. DHL oder DPD genutzt 
werden können. Eine Neutralisierung der In-
frastruktur und ein Angebot von konkurren-
zierenden Dienstleistungen sichert die Post-
versorgung in Landregionen deutlich besser 
als eine Monopolsituation. Die Post wird den 
Service in jedem Fall weiter straffen. Dieser 
Prozess kann nur mit einer weiteren Liberali-
sierung und der Zulassung privater Anbieter 
zu den Posteinrichtungen gebremst werden. 
Dieser Dienstleistungszugang sichert der Post 
zudem die Auslastung ihrer Infrastrukturen 
bei sinkenden Volumen.
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Wettbewerb hilft den Kunden – wenn er 
durch die Hintertür nicht torpediert wird!

Dossier Postmarkt
Ungleiche Spiesse im Wettbewerb
Der Verband KEP & Mail hat ein Dossier zum Postmarkt in der Schweiz zusammengestellt. 
Im ersten Teil werden die heutigen Privilegien der Post beleuchtet. Der zweite Teil zeigt auf, 
welche Auswirkungen sich dadurch für den Wettbewerb und damit für die Konsumenten 
und die gesamte Wirtschaft in der Schweiz ergeben.

Das Dossier kann heruntergeladen werden auf der Website des Verbandes 
unter www.kepmail.ch > Downloads oder direkt als Druckversion bestellt werden 
bei position@kepmail.ch bzw. über Tel. 031 357 38 57, Fax 031 357 38 58.

Unbemerkt zeichnet sich bei der Postmarkt-
liberalisierung eine Entwicklung ab, welche 
die Marktöffnung durch die Hintertür torpe-
diert. Die Post versucht mit allen Mitteln, 
Privatunternehmen zu akquirieren. Die kürz-
liche Übernahme der Zeitungsvertragungs-
organisation Prevag ist nur ein Beispiel. Die 
Post hat es auf solche Dienstleister abgese-
hen, weil deren Zustellnetze eine gute Basis 
für den Einstieg in die Briefzustellung sind. 
Die Wettbewerbskommission, von KEP & Mail 
auf die Problematik aufmerksam gemacht, 
hat zwar die Gefahr erkannt. Trotzdem wird 
sie beim eher kleinen Prevag-Fall noch nicht 
intervenieren. Dem Postregulator fehlt dazu 
die Kompetenz und das UVEK als Eigner 
macht keine Anstalten, hier einzuschreiten.

Dank Wettbewerbsdruck bietet die Post heute 
im Paketbereich attraktive, innovative Dienst-
leistungen (Abholung der Sendungen beim 
Kunden, Paketverfolgung, Zustellung über 
Shops etc.). Dagegen werden im faktisch mono-
polisierten Briefmarkt kaum Neuerungen ange-
boten. Grund ist der fehlende Wettbewerb. 
Innovationen sind bisher meist von privaten 
Dienstleistern ausgegangen. Dabei bringen 
bereits zusätzliche Serviceangebote und 
Qualitätsverbesserungen den Kunden Mehr-
wert. In geöffneten Briefmärkten im Ausland 
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bspw. registrieren private Dienstleister jeden 
Brief elektronisch, um den Aufgabenachweis 
und die Rücksendung zu gewährleisten. Zudem 
schafft der Wettbewerb neue Arbeitsplätze. Seit 
Beginn der Briefmarktöffnung sind in Deutsch-
land mehr private Arbeitsplätze entstanden, 
als die Post aufgehoben hat. Und auch in der 
Schweiz wurden allein bei privaten Paket- 
und Expressdienstleistern bisher weit über 
3000 Arbeitsplätze geschaffen.

Im Monopolbereich sind die Preise hoch und 
generieren Monopolrenten, die auch Preisver-
billigungen bei den nicht reservierten Diens-
ten zulassen (Quersubventionierung). Darauf 
lässt die jüngst von der Post mit PostReg ge-
troffene Einigung über die ungedeckten Kos-
ten des Poststellennetzes schliessen. Diese 
dürfen ab 2008 nur noch 200 statt 400 Mio. CHF 
betragen. Das heisst, dass im Monopolbereich 
die Preise entsprechend zu hoch und im Wett-
bewerb zu tief angesetzt waren. Ein attraktives 
Preisniveau für Konsumenten und Geschäfts-
kunden kann nur mit Wettbewerb erzielt 
werden. Bei der Post fehlen Anreize für Preis- 
senkungen bei den Briefen. So hat die Post 
vor nicht allzu langer Zeit eine 100-g-Preis-
stufe eingeführt, welche ihr Millionenerträge 
in die Kassen spült. Obwohl Preissenkungen 
gerade in konjunkturschwachen Zeiten be- 
lebend wären.

Es ist bekannt, dass die Postmarktöffnung für 
Konsumenten und Geschäftskunden Vorteile 
bringt, den Universaldienst weiterhin garan-
tiert und Arbeitsplätze schafft. Grund genug, 
die Liberalisierung des Postmarktes zügig 
voranzutreiben. Dies allein genügt aber nicht. 
Es muss verhindert werden, dass die vor- 
gesehene Liberalisierung zur Farce wird und 
die Post über Aufkäufe von Konkurrenten ihr 
Monopol weiter zementiert.

Es fehlt oft an Objektivität, 
wenn über die Öffnung im 
Postmarkt diskutiert wird. 
Vielfach gelten persönliches 
Empfinden und eigene 
Erfahrungen als Leitplanke. 
So drohen bereits getroffene 
Entscheide mit Schein- 
argumenten verzögert zu 
werden. Dies, obwohl 
aufwendige, mit Steuer- 
geldern finanzierte Studien 
im Auftrag des UVEK unmiss-
verständlich belegen, 
dass selbst bei einer voll- 
ständigen Liberalisierung 
der heutige Universaldienst 
weiterhin garantiert ist. 
Und im Markt werden zudem 
positive Wirkungen erzielt. 
Es bleibt zu hoffen, 
dass die nun anlaufende 
Entscheidungsfindung zur 
Liberalisierung rasch Wirkung 
im Postmarkt erzielen kann. 
Zugunsten der Konsumenten 
und der ganzen Wirtschaft.

Peter Sutterlüti, Präsident
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2. Nur eine neutrale Betriebsgesellschaft 
betreibt das Management von Adressdaten-
banken diskriminierungsfrei 

Das Adressmanagement erhält eine immer 
grössere Bedeutung. Im Wettbewerb der 
Briefzustellung spielt der Austausch von Ad-
ressdaten eine zentrale Rolle. Adressen und 
Mutationen müssen für alle Operateure in 
nicht diskriminierender Weise und zu glei-
chen Bedingungen zur Verfügung stehen. Der 
Adressenaustausch ist hochsensibel, sodass 
er nur durch eine im neuen Gesetz veranker-
te Neutralisierung der Adressbestände und 
-mutationen in einer privaten, nicht von einem 
einzigen Operateur dominierten Gesellschaft 
gelöst werden kann. Mit dem jetzigen Vor-
schlag im Artikel 6 wird das Adressmanage-
ment jedoch allein der Post übertragen.

Einerseits beeinflusst die Adresse die Zustell-
qualität, anderseits stellt sie den Zugang zu 
den Kunden dar. Die Post macht heute mit 
ihrem Adressänderungsdienst ein doppeltes 
Geschäft: Sie reduziert damit Kosten durch 
Fehlzustellungen und verdient mit dem Ver-
kauf der Adressänderungen an die Versender. 

3. Die allgemeine Meldepflicht steht im Wi-
derspruch zu den Privilegien der Post

Mit der Einführung der Meldepflicht für alle 
Dienstleister will der Bundesrat gemäss Bot-
schaft zum Postgesetz die Gleichstellung aller 
Meldepflichtigen erreichen. Der Gesetzes-
inhalt trägt diesem Grundsatz aber in keiner 
Weise Rechnung. Damit der Markt funktio-
niert, sind beim Nacht- und Sonntagsfahrver-
bot und bei der unentgeltlichen Nutzung des 
Bodens gleiche Regeln zu schaffen. Der Post 
verbleiben immer noch wesentliche, histo-
risch gewachsene Vorteile wie Marktbeherr-
schung, flächendeckende Infrastruktur, Image 
und Goodwill bei den Kunden.

Entweder muss die Post das Nacht- und 
Sonntagsfahrverbot künftig auch einhalten, 
oder die privaten Dienstleister dürfen in der 
Nacht und am Sonntag fahren wie die Post. 
Die Grundversorgung ist als Begründung 
nicht stichhaltig. Erstens stellt die Post in 
ländlichen Regionen ihre Sendungen immer 
häufiger erst am Nachmittag zu, und zweitens 
spielen private Dienstleister eine immer wich-
tigere Rolle bei der Grundversorgung, indem 
sie in der ganzen Schweiz Sendungen abholen 
und zustellen (Marktanteil heute ca. 20%).

Nicht nur die Post, sondern alle Dienstleis-
ter müssen ihren Kunden den Zugang zu 
den Dienstleistungen so einfach wie möglich 
gestalten. Die unentgeltliche Nutzung des 
Bodens für postalische Einrichtungen darf 
deshalb nicht nur der Post gestattet werden. 
Wenn Konkurrenten neben der Post eigene 
Briefkästen aufstellen wollen, wie dies im 
Ausland der Fall ist, so ist es nicht zulässig, 
dass die Post für diese oder andere postali-
sche Einrichtungen den Boden unentgeltlich 
nutzen darf und die privaten Dienstleister 
nicht. Entweder gilt das Privileg für alle melde-
pflichtigen Unternehmen oder für niemanden. 

4. Ein neues Postgesetz ohne weitere Libe-
ralisierung ist ein Rückschritt

Die Hürde scheint zu gross, ins Gesetz einen 
Zeitpunkt für die vollständige Liberalisierung 
aufzunehmen, obwohl dies eigentlich nö-
tig wäre. Damit nicht die Gefahr besteht, ein 
Eventualgesetz mit unbestimmter Wirkung 
zu schaffen, sollten im Artikel 17 des neuen 
Postgesetzes wenigstens die Massensendun-
gen vom Monopol ausgenommen werden. Als 
Massensendung kann die gleichzeitige Auf-
gabe von mehr als 500 Briefen vom gleichen 
Absender definiert werden. Mit einer solchen 
Regelung wird dem weit verbreiteten Bedürf-
nis von Geschäftskunden Rechnung getragen, 
den Dienstleister auch unabhängig vom Ge-
wicht frei auswählen zu können. Bei dieser 
Lösung verbleiben immer noch etwa 50% der 
Briefe im Monopol und die Post kann auch 
längerfristig einen Marktanteil von 90 bis 95% 
halten.

Diese Regelung orientiert sich am Liberali-
sierungsvorgehen anderer Länder. So sind 
in Österreich heute persönlich adressierte 
Briefsendungen vom reservierten Postdienst 
ausgenommen, wenn es sich um «Direktwer-
bung» handelt, was typischerweise mit einer 
Aufgabemenge von mehr als 500 Sendungen 
einhergeht. In Deutschland wurden frühere Li-
beralisierungsetappen ebenfalls mit der Frei-
gabe von Massensendungen gekoppelt.

Fazit: Es bestehen noch Chancen, das post-
freundliche Postgesetz in Richtung eines 
wirkungsvollen Postmarktgesetzes zu ent-
wickeln. 
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